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Mit einem guten Erfolg gingen in Zug die

kommunalen und kautnnalen Wahlen

1990 aus. Oie Sozialistisch Grüne

Alternative (SGA), die SP und weitere

alternative Gruppen gewannen Sitze

auf Kosten der bürgerlichen Parteien.

Im Zentrum der Wahlkampagne standen

gemeinsame Listen für die Exekutive

von SGA, SP und Lokalgruppen, die

in Zug, Baar und Steinhausen der SP je

einen zweiten Sitz brachten und der

SGA einen im Regierungsrat.

Traditionellerweise wird der
Zuger Gewerkschaftsbund
(GBZ) von SP-Leuten dominiert,

traditionsgemäss finden
denn auch seit Jahren vor den
Wahlen im GBZ mühsame
Auseinandersetzungen statt,
ob die Gewerkschaften bloss
die SP unterstützen sollen.
Auch 1990 war es nicht
möglich, dass der GBZ klar
die gemeinsamen Listen
unterstützte. Immerhin be-
schloss die DV alle kandidierenden

Gewerkschaftsmitglieder

zu unterstützen.
Der Wahlerfolg hat aber einige

Fronten abbröckeln lassen,
so dass nun nichts mehr einer
offeneren Haltung im Wege
stehen sollte. Dies bedingt
aber, dass die Gewerkschaften

sich als eine parteipolitisch

unabhängige Kraft
verstehen.
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Um dies zu konkretisieren,
habe ich im GBZ einige
Vorschläge eingebracht, die ein
politisches Programm für
gewerkschaftliche Parlamentarierinnen

ergeben sollen. Als
erster Schritt sollen bei den
nächsten Wahlen alle
kandidierenden Gewerkschaftsmitglieder

gefragt werden, ob sie
auch bereit sind,
gewerkschaftliche Anliegen zu
unterstützen. Die Bisherigen sollen
unter die Lupe genommen
werden, ob und wie sie dies in
der vergangenen Legislaturperiode

gemacht haben.
Das bedingt, dass diese
gewerkschaftlichen Anliegen
definiert werden:
Arbeitsbedingungen der
Kantonalen- und Gemeindeangestellten

und der Angestellten
in Betrieben mit staatlicher
Beteiligung; GAV-Bedingun-
gen für staatliche Aufträge;
Einwirkungsmöglichkeiten
aufdie Arbeitsbedingungen in
der Privatwirtschaft;
Wohnprobleme; Förderung der
Berufsbildung und der
Weiterbildung insbesondere für
Frauen, Wiedereinsteigerin-
nen und Kinder ausländischer
Eltern; Rechte der Ausländerinnen;

Anerkennung der
Gewerkschaften als Vertragspartner.

All diese Bereiche müssen mit
konkreten Forderungen und
eventuellen Vörstössen präzisiert

werden.
Um die Diskussionen mit
allen Mitgliedern führen zu
können und auch um eine
politische «Dienstleistung» des

GBZ zu bieten, sollte jährlich
eine offene Veranstaltung
organisiert werden, bei der die
mit gewerkschaftlicher
Unterstützung gewählten
Exekutivmitglieder Red und Antwort

stehen.
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